
Payroll der Zukunft – Flexibel im Ruhestand

Neue Hinzuverdienstmög­
lichkeiten für Rentenbezieher
Das Achte SGB IV-Änderungsgesetz beinhaltet neben den geänderten technischen 
Rahmenbedingungen im Bereich der Digitalisierung ganz wesentlich die Fortent-
wicklung der rechtlichen Grundlagen für die beitrags- und melderechtlichen Re-
gelungen im Vierten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV). Bestehende Verfahren der 
Sozialversicherung sollen weiterentwickelt und neue Verfahren im Sinne der Digitali-
sierung und Entbürokratisierung vorangetrieben werden.

H ierfür sollen elektronische 
Meldewege weiter ausgestal-
tet und optimiert werden. Die 

in dem Gesetz vorgesehenen Maßnah-
men sind zielführend im Sinne einer 
Digitalisierung und Entbürokratisie-
rung administrativer Prozesse, und 
die gesetzlichen Regelungen tragen 
zur Rechtssicherheit bei. Im Folgenden 

sollen die Regelungen zum Hinzuver-
dienst näher beleuchtet werden.

Regelungen zum Hinzuver-
dienst bei Rentenbeziehern

Aufgrund der COVID-19-Pandemie 
wurde die Hinzuverdienstgrenze bei 
vorgezogenen Altersrenten für die Zeit 

bis zum Erreichen der Regelalters-
grenze auf das 14-Fache der monat
lichen Bezugsgröße angehoben. Diese 
Anhebung war bis zum 31.12.2022 
befristet. Ohne die gesetzliche Neu-
regelung wäre die Hinzuverdienst-
grenze bei vorgezogenen Altersrenten 
ab 01.01.2023 wieder auf 6.300 Euro 
abgesenkt worden.
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Jährliche Hinzuverdienstgren-
zen 2023 und Rentenbezug

Rentenart Hinzuverdienst-
grenze

Regelaltersrente  
(65 plus)

keine

Altersrente keine
Renten wegen  
voller Erwerbs- 
minderung

17.820 Euro

Renten wegen  
teilweiser Erwerbs- 
minderung

35.650 Euro

Waisenrente keine
Witwen- und 
Witwerrente

950,93 Euro (West) 
937,73 Euro (Ost)

Mit der vorübergehenden Anhebung 
der Hinzuverdienstgrenze bei den vor-
gezogenen Altersrenten wollte es der 
Gesetzgeber – vor dem Hintergrund 
der Auswirkungen der Corona-Pande-
mie – diesem Personenkreis erleich-
tern, den Bezug einer Altersrente mit 
Erwerbstätigkeit zu verbinden, und 
damit auch der Arbeitskräfteknapp-
heit entgegenwirken. Dies betraf 
etwa Ärzte in Krankenhäusern sowie 
medizinisches Fachpersonal in den 
Gesundheitsverwaltungen.

Das Achte SGB IV-Änderungsge-
setz hat die gesetzlichen Vorga-
ben des Hinzuverdienstes neben der 
Rente neu ausgerichtet. So wurden 
die Hinzuverdienstgrenzen bei Be-
ziehern vorgezogener Altersrenten 
ab 01.01.2023 vollständig abgeschafft. 
Bei Beziehern von Renten wegen 

Erwerbsminderung wurden sie deut-
lich angehoben. Die neue Hinzuver-
dienstgrenze wird von 6.300 Euro 
angehoben und beträgt bei Renten 
wegen voller Erwerbsminderung rund 
17.820 Euro. Beim Bezug einer Rente 
wegen teilweiser Erwerbsminderung 
ergibt sich im Jahr 2023 eine Hinzu-
verdienstgrenze von rund 35.650 Euro. 
Der sogenannte Hinzuverdienstdeckel, 
der mit dem Flexirentengesetz einge-
führt worden war, entfiel.

Chancen bei vorgezogenen 
Altersrenten

Welche konkreten Anreize der Wegfall 
der Hinzuverdienstgrenzen auf die vor-
zeitige Inanspruchnahme von Altersren-
ten bei den hierfür in Frage kommenden 
Personengruppen hat und mit welchen 
Effekten auf das Erwerbsverhalten der 
Betroffenen zu rechnen ist, hängt von 
zahlreichen individuellen und arbeits-
marktbezogenen Faktoren sowie der 
weiteren gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung ab.

Es ist sehr wahrscheinlich, dass ein 
Teil der Bezieher von Renten die 
neuen Möglichkeiten nutzt und ent-
weder den Rentenbeginn vorzieht und 
dennoch erwerbstätig bleibt oder die 
Erwerbstätigkeit über den ohnehin 
angestrebten individuellen Rentenbe-
ginn hinaus verlängert oder ausweitet. 
Manche streben auch eine Kombina-
tion aus beidem an. Dafür können un-
terschiedliche, auch steuerliche Motive 
ausschlaggebend sein.

Bei abschlagsfreien Altersrenten für 
besonders langjährig Versicherte (Per-
sonen mit 45 versicherungsrechtli-
chen Jahren) ist der Anreiz für einen 
vorgezogenen Rentenbeginn beson-
ders stark. Durch den Wegfall der 
Hinzuverdienstgrenzen bei den vor-
gezogenen Altersrenten wird sich der 
Verwaltungsaufwand für die Renten-
versicherungsträger verringern, da die 
jährliche Überprüfung des erzielten 
Hinzuverdienstes und die Rückforde-
rung überzahlter Renten entfallen.

Chancen und Risiken bei 
Erwerbsminderungsrenten

Mit der deutlichen Anhebung der Hin-
zuverdienstgrenzen bei Renten wegen 
Erwerbsminderung und dem Weg-
fall des Hinzuverdienstdeckels werden 
Anreize gesetzt, neben der Erwerbs-
minderungsrente eine Beschäftigung 
aufzunehmen bzw. den Umfang einer 
bereits ausgeübten Beschäftigung 
auszuweiten.

Für Personen mit Wiedereingliede-
rungspotenzial kann dies eine Chance 
sein, dauerhaft wieder im Arbeits-
markt Fuß zu fassen. Da das Verfahren 
der Spitzabrechnung bei den Renten 
wegen verminderter Erwerbsfähig-
keit beibehalten wird, wird weiterhin 
durch die Deutsche Rentenversiche-
rung jährlich zu prüfen sein, ob die 
Hinzuverdienstgrenzen eingehalten 
werden und ob gegebenenfalls über-
zahlte Beträge zurückgefordert wer-
den müssen. Auch wird nun häufiger 
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als bisher zu prüfen sein, ob sich die 
ausgeübte Beschäftigung noch im 
Rahmen des festgestellten Leistungs-
vermögens bewegt.

Die Deutsche Rentenversicherung 
Bund weist in diesem Zusammen-
hang darauf hin, dass eine deutli-
che Ausweitung der Erwerbstätigkeit 
eine Rückkoppelung auf den Grund-
anspruch auf Rente wegen vermin-
derter Erwerbsfähigkeit haben kann. 
Danach kann der Anspruch auf die 
Rente wegen Erwerbsminderung ent-
fallen, sofern im jeweiligen Einzelfall 
die ausgeübte Beschäftigung das fest-
gestellte Restleistungsvermögen von 
unter drei oder unter sechs Stunden 
überschreitet.

Sonderfall: 
Hinterbliebenenrenten

Zu den Hinterbliebenenrenten zählen 
neben den Renten an Witwen, Witwer 
und überlebende eingetragene Le-
benspartner auch Waisenrenten und 
Erziehungsrenten. Außer bei der Wai-
senrente wird in gewissem Umfang 
eigenes Einkommen angerechnet. Wit-
wen und Witwer können sich zu ihrer 
Hinterbliebenenrente etwas hinzuver-
dienen. Einkünfte wie Arbeitsentgelt 
oder Altersrente werden auf die Hin-
terbliebenenrente angerechnet.

Entscheidend ist hierbei der Nettobe-
trag. Ermittelt wird dieser aus dem 
Bruttoeinkommen durch den Abzug 
gesetzlich festgelegter Pauschalbe-
träge. Bis zu einem festgelegten Frei-
betrag bleibt die Hinterbliebenenrente 
unberührt. Übersteigen die Netto-
einkünfte jedoch den festgelegten 

Freibetrag für die Einkommensan-
rechnung, werden die übersteigen-
den Einnahmen zu 40 Prozent auf die 
Rente angerechnet. Der Freibetrag für 
die Einkommensanrechnung liegt der-
zeit bei 950,93 Euro im Westen und 
937,73 Euro im Osten Deutschlands.

Auswirkungen bei Renten mit 
Abschlägen

Vor dem Hintergrund des weiter stei-
genden Arbeits- und Fachkräftebe-
darfs lassen sich Auswirkungen bei 
den betroffenen Personengruppen 
erkennen. Diese werden beeinflusst 
von verschiedenen Faktoren, etwa 
von dem Zeitpunkt der individuellen 
Beendigung der Erwerbsphase, dem 
Zeitpunkt des Renteneintritts, dem 
Umfang der wöchentlichen Arbeitszeit 
und damit der Höhe des anzurechnen-
den Einkommens und dem gewählten 
Teilrententeil.

Mit den früheren Regelungen zum 
Hinzuverdienst war eine zeitliche Ab-
folge von Erwerbseinkommen ober-
halb der Geringfügigkeitsgrenze und 
Rentenbezug die Regel. Dieser Zusam-
menhang ist nun durch die Aufhebung 
der Hinzuverdienstgrenze nicht mehr 
gegeben. Die Auswirkungen sind da-
nach zu unterscheiden, ob es sich um 
Renten mit Abschlägen oder um ab-
schlagsfreie Renten handelt. Bei Al-
tersrenten mit Abschlägen wird die 
durch den früheren Rentenbeginn 
entstehende längere Rentenlaufzeit 
individuell grundsätzlich durch ver-
sicherungsmathematisch kalkulierte 
Rentenabschläge kompensiert. Ent-
sprechend werden im Einzelfall die 
zunächst anfallenden Mehrausgaben 

für die Rentenversicherung aufgrund 
des vorgezogenen Rentenbeginns 
durch die dauerhaft mit Abschlägen 
behaftete niedrigere Rente im Laufe 
der Zeit ausgeglichen.

Werden mehrere Jahrgänge von Ren-
tenzugängen betrachtet, erweitert sich 
das Bild. In jedem Zugangsjahr tre-
ten neue Jahrgänge mit vorgezogenen 
Renten hinzu. Bei abschlagsbehafteten 
Altersrenten wird ein Ausgleich von 
Mehrausgaben (durch einen vorge-
zogenen Rentenbeginn) und Minder-
ausgaben (durch Abschläge) in einer 
Periode erreicht, wenn alle betreffen-
den Altersrenten im Rentenbestand 
abschlagsbehaftet sind. Bis zu diesem 
Zeitpunkt übersteigen die Mehrausga-
ben durch den früheren Rentenbeginn 
die Minderausgaben durch die Ab-
schläge. Diese Zusammenhänge gelten 
jedoch für abschlagsfreie Altersrenten 
nicht.

Auswirkungen bei abschlags-
freien Renten

Das betrifft Altersrenten für besonders 
langjährig Versicherte und Altersren-
ten für schwerbehinderte Menschen, 
die zwischen der speziellen abschlags-
freien Altersgrenze (63 plus) für diese 
Renten und der Regelaltersgrenze 
(65 plus) beginnen. Die Regelung setzt 
damit für Versicherte, die bis zur Re-
gelaltersgrenze arbeiten wollen, er-
hebliche Anreize, den Rentenbezug 
vorzuziehen, während sie dem Ar-
beitsmarkt weiterhin zur Verfügung 
stehen. Für die Rentenversicherung 
entstehen in diesen Fällen dauer-
hafte Mehrausgaben, die im Laufe des 
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Rentenbezugs nicht mehr kompensiert 
werden können.

Auswirkungen bei der gesetz-
lichen Rentenversicherung

Durch die Anhebung der Hinzuver-
dienstgrenzen können sowohl Mehr-
ausgaben als auch Mehreinnahmen 
entstehen. Mehrausgaben werden 
durch den teilweisen Wegfall der An-
rechnung des Hinzuverdienstes und 
ein mögliches Vorziehen des Renten-
beginns bewirkt, Mehreinnahmen 
durch die mögliche Ausweitung der 
Erwerbstätigkeit. Die Beitragsmehr-
einnahmen relativieren sich in allen 
Fällen bei Hinzuverdienst im Über-
gangsbereich, da dort im Verhältnis 
höhere Rentenanwartschaften ent-
stehen. Ob und gegebenenfalls in 
welchem Umfang die beschriebenen 
Effekte eintreten, ist abhängig von 
den tatsächlichen Auswirkungen der 
Neuregelungen auf das Verhalten der 
Betroffenen. Dabei stehen Beitrags-
mehreinnahmen immer auch höhere 
Rentenanwartschaften gegenüber, 
die bei Altersrenten relativ kurzfristig 
zu höheren Rentenausgaben führen. 
Einem früheren Rentenbeginn stehen 
zum Teil langfristig höhere Renten-
abschläge gegenüber. Bei abschlags-
freien Altersrenten ist dagegen eher 
von einem häufigeren Vorziehen des 
Rentenbeginns auszugehen. Da eine 
genaue Bezifferung der Mehrausgaben 
angesichts der noch unklaren Verhal-
tensänderungen und damit ungewis-
sen Fallzahlen nicht möglich ist, wird 
eine Bewertung (Evaluation) der Rege-
lungen zum Hinzuverdienstrecht bis 
zum 31. Dezember 2027 erfolgen. Dies 
dient der Feststellung, ob die mit der 

Aufhebung der Hinzuverdienstgren-
zen bei vorgezogenen Altersrenten 
und der Einführung höherer Hinzu-
verdienstgrenzen für Bezieher von 
Erwerbsminderungsrenten formulier-
ten Ziele erreicht worden sind. Bei den 
vorgezogenen Altersrenten soll ins-
besondere untersucht werden, ob ver-
mehrt eine Erwerbstätigkeit neben 
dem Rentenbezug aufgenommen wird 
oder Beschäftigte verstärkt einen vor-
zeitigen Renteneintritt wählen. Damit 
können notwendige Bedarfe für künf-
tige gesetzliche Anpassungen abgelei-
tet werden.

Digitale Umsetzung des neuen 
Hinzuverdienstrechts

Die Umsetzung des neuen Hinzuver-
dienstrechts erfordert eine Anpassung 
der Berechnungsprogramme im IT-
System der Deutschen Rentenversi-
cherung, die am 01.01.2023 begann. Die 
Überprüfung aller hinzuverdienstab-
hängigen Teilrenten wird in der ers-
ten Jahreshälfte 2023 abgeschlossen 
werden.

Flexibilisierung des 
Rentenübergangs

Mit dem Wegfall der Hinzuverdienst-
grenzen bei vorgezogenen Altersren-
ten wird Folgendes angestrebt: eine 
Flexibilisierung des Renteneintritts, 
eine weitere Steigerung der Erwerbs-
quote älterer Personen sowie eine 
Verwaltungsvereinfachung. Die Ände-
rungen führen dazu, dass das Ende der 
Erwerbsphase und der Rentenbeginn 
stärker voneinander entkoppelt wer-
den können. Dies ermöglicht sowohl 
eine Verlängerung der Erwerbsphase 

als auch einen früheren Rentenbe-
ginn, der flexibler als bisher mit einer 
Erwerbstätigkeit verknüpft werden 
kann. Es ergeben sich hieraus auch 
finanzielle Mehrbelastungen für die 
Deutsche Rentenversicherung, ins-
besondere dann, wenn vorgezogene 
Altersrenten abschlagsfrei in An-
spruch genommen werden können.

Das Achte SGB IV-Änderungsgesetz be-
nennt Mehrausgaben in einer Größen-
ordnung von 15 Mio. Euro, bezogen auf 
1.000 durchschnittliche vorgezogene 
Altersrenten. Dabei sind die konkreten 
finanziellen Auswirkungen davon ab-
hängig, wie viele Rentenbezieher, die 
ohnehin weitergearbeitet hätten, sich 
unter Geltung des neuen Rechts dazu 
entschließen, neben ihrer Erwerbstä-
tigkeit die Rente zu beziehen. Die An-
hebung der Hinzuverdienstgrenzen 
bei den Renten wegen Erwerbsmin-
derung verfolgt das Ziel, Rentenbezie-
henden besser als bisher einen Weg 
zur Rückkehr in das Erwerbsleben zu 
ermöglichen.

Bessere Möglichkeiten zur Kombi-
nation einer Rente wegen Erwerbs-
minderung mit einer Beschäftigung 
können für diejenigen Personen eine 
Brücke bzw. einen Anreiz zur teil-
weisen oder vollständigen Wieder-
eingliederung in das Erwerbsleben 
darstellen, deren Gesundheitszustand 
eine Rückkehr in den Arbeitsmarkt 
oder eine Ausweitung der bisherigen 
Erwerbstätigkeit zulässt. Die bekannte 
Situation auf dem Arbeitsmarkt 
kommt der Erreichung dieses Ziels 
entgegen.	 ■

Raschid Bouabba, MCGB GmbH
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